Anlage 6 - Steuerberater(in) -

Hinweise zur Zulassung zur Steuerberater-
priifung, iiber die Durchfiihrung der Steuer-
beraterpriifung und iiber die Bestellung als
Steuerberater

Rechtsgrundlagen:

Rechtsgrundlage ist das Steuerberatungsgesetz
(StBerG) in der geinderten Fassung durch das 7.
Gesetz zur Anderung des Steuerberatungsgesetzes
vom 24.06.2000

A. Zulassung zur Steuerberaterpriifung

1. Zulassungsvoraussetzungen (vgl. § 36
StBerG)

Die Zulassung zur Steuerberaterpriifung setzt im
Wesentlichen voraus, dass der Bewerber/die
Bewerberin

1. ein wirtschaftswissenschaftliches oder ein
rechtswissenschaftliches Hochschulstudium oder
ein Hochschulstudium mit wirtschaftswissen-
schaftlicher Fachrichtung mit einer Regelstudien-
zeit von jeweils mindestens acht Semestern erfolg-
reich abgeschlossen hat und danach zwei Jahre in
einem Umfang von mindestens 16 Wochenstunden
auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landes-
finanzbehorden verwalteten Steuern praktisch
titig gewesen ist oder

2. ein wirtschaftswissenschaftliches oder ein
rechtswissenschaftliches Hochschulstudium oder
ein Hochschulstudium mit wirtschaftswissen-
schaftlicher Fachrichtung mit einer Regelstudien-
zeit von jeweils weniger als acht Semestern erfolg-
reich abgeschlossen hat und danach drei Jahre in
einem Umfang von mindestens 16 Wochenstunden
auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landes-
finanzbehoérden verwalteten Steuern praktisch
titig gewesen ist oder

3. eine Abschlusspriifung in einem kaufminnischen
Ausbildungsberuf bestanden hat oder eine andere
gleichwertige Vorbildung besitzt und danach zehn
Jahre in einem Umfang von mindestens 16 Wochen-
stunden auf dem Gebiet der von den Bundes- oder
Landesfinanzbehorden verwalteten Steuern prak-
tisch titig gewesen ist. Bei Steuerfachwirten (Steu-

erfachassistenten) und gepriiften Bilanzbuchhal-
tern verkiirzt sich die berufspraktische Zeit auf sie-
ben Jahre.

Die in Ziffer 2 und 3 bestimmte Reihenfolge der
Vorbildungsvoraussetzungen (erst Studium/Ausbil-
dung, dann praktische Titigkeit) gilt nicht fiir Tétig-
keiten, die vor dem 16.06.1989 ausgetibt worden
sind (§ 155 Abs. 3 StBerG).

Zu den Titigkeiten auf dem Gebiet der von den
Bundes- oder Landesfinanzbehorden verwalteten
Steuern gehoren alle Titigkeiten, die zu den Vorbe-
haltsaufgaben eines Steuerberaters gehoren, z. B.
die Einrichtung der Buchfiihrung, die Erstellung
von Abschliissen und Steuererklirungen. Die
Durchfithrung mechanischer Arbeitsginge bei der
Fithrung von Biichern und Aufzeichnungen, das
Buchen der laufenden Geschiftsvorfille (ein-
schliellich der Kontierung der Belege) sowie das
Fertigen der Lohnsteuer-Anmeldungen stellen
dagegen keine Titigkeiten auf dem Gebiet der von
den Bundes- oder Landesfinanzbehdrden verwalte-
ten Steuern dar (s. BFH-Urteil vom 25.10.1994 VII R
14/94,BStBL. 1995 11 S. 210).

Zeiten fiir den Besuch von ganztigigen Lehrgingen
zur Vorbereitung auf die Steuerberaterpriifung sind
nicht auf die notwendige Mindestzeit der prak-
tischen Tatigkeit auf dem Gebiet der von den Bun-
des- oder Landesfinanzbehorden verwalteten Steu-
ern anrechenbar, da es sich hierbei nicht um eine
berufspraktische Tidtigkeit handelt. Dies gilt nicht,
soweit fiir diesen Besuch der tariflich zustehende
Urlaub des laufenden Jahres oder aufgesparter Jah-
resurlaub des Vorjahres (kein unbezahlter Urlaub
oder Uberstundenausgleich) in Anspruch genom-
men wird.

In Fillen der Ziffer 3 ist der Grundwehrdienst oder
der entsprechende Zivildienst auf die erforderliche
Zeit der praktischen Titigkeit anrechenbar, und
zwar unabhingig davon, wann er abgeleistet
wurde. Dies gilt auch fiir den Wehrdienst als Soldat
auf Zeit, wenn die endgiiltig festgelegte Dienstzeit
nicht mehr als zwei Jahre betragt (§§ 13, 16a Arb-
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PISchG, § 78 Abs. 1 ZDG). In Fillen der Ziffer 1 und
2 erfolgt keine Anrechnung des Grundwehr- oder
Zivildienstes.

Die berufliche Titigkeit kann auch in Teilzeit aus-
gelibt werden. Teilzeitbeschiftigungen, die sich in
einem Umfang von mindestens 16 Wochenstunden
auf das Gebiet der von den Bundes- oder Landesfi-
nanzbehorden verwalteten Steuern erstrecken,
werden wie eine Vollzeittitigkeit beriicksichtigt (§
36 Abs. 3 StBerG). Bei weniger als 16 Wochenstun-
den wird die Titigkeit nicht - auch nicht anteilig -
anerkannt.

II. Zeitpunkt fiir die Erfullung der Zulas-
sungsvoraussetzungen

Die Voraussetzungen fiir die Zulassung zur Priiffung
miissen grundsitzlich bei der Entscheidung iiber
den Zulassungsantrag vorliegen. Es reicht jedoch
aus, wenn sie spitestens bei Beginn der schriftli-
chen Priifung (Anfang Oktober) erfiillt sind.

III. Antrag auf Zulassung zur Priifung

Der Antrag auf Zulassung zur Steuerberaterpriifung
ist auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stel-
len und an die fiir die Finanzverwaltung zustindige
oberste LandesbehoOrde zu richten, in dem der
Bewerber zum Zeitpunkt der Antragstellung vor-
wiegend beruflich titig ist oder - sofern er keine
Titigkeit ausiibt - seinen Wohnsitz hat. Bei mehre-
ren Wohnsitzen ist der Wohnsitz maigebend, an
dem sich der Bewerber vorwiegend aufhilt.

Der Zeitpunkt, bis zu dem der Zulassungsantrag
eingereicht werden muss, wird jeweils rechtzeitig
im Bundessteuerblatt Teil 1 und durch Aushang in
den Finanzimtern bekannt gemacht.

Antragsvordrucke sind bei den Landesfinanzmini-
sterien, den Oberfinanzdirektionen sowie den
Finanzbehorden erhiltlich. Zum Teil lassen sich
Antragsvordrucke direkt von den Internetseiten
der Behorden abrufen.

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufiigen
(§ 4 Abs. 3 DVStB):

1. ein Lebenslauf mit genauen Angaben iiber die
Person und den beruflichen Werdegang,

2. beglaubigte Fotokopie oder Abschrift des Prii-
fungszeugnisses der Hochschule oder des Zeugnis-
ses liber die erste juristische Staatspriifung oder die
Abschlusspriifung in einem kaufminnischen Aus-
bildungsberuf oder liber eine andere gleichwertige
Vorbildung.

Bewerber mit einem Fachhochschulabschluss,
deren Studium mehr als sieben Semester Regelstu-
dienzeit umfasste, miissen zusitzlich die Dauer der
Regelstudienzeit nachweisen (z. B. durch eine
Bescheinigung der Fachhochschule oder durch
Vorlage der fiir ihr Studium maBgeblichen Studien-
und Priifungsordnung.). Dies gilt entsprechend fiir
Bewerber mit einem an einer Hochschule oder

Fachhochschule erworbenen Bachelor- oder
Mastergrad.
Steuerfachwirte  (Steuerfachassistenten) und

gepriifte Bilanzbuchhalter haben au3erdem das ent-
sprechende Zeugnis der Steuerberaterkammer bzw.
der Industrie- und Handelskammer vorzulegen.

Wird die Aufnahme akademischer Grade, staatlich
verliehener Graduierungen oder Titel in die Prii-
fungsbescheinigung gewiinscht, sind diese zusitz-
lich durch beglaubigte Ablichtungen der Diplom-,
Graduierungs- bzw. Promotionsurkunde nachzu-
weisen.

Beglaubigte Ablichtungen des Abiturzeugnisses
oder des Zeugnisses der mittleren Reife sind nicht
einzureichen.

3. beglaubigte Fotokopien oder Abschriften der
Zeugnisse lber die bisherige berufliche Titigkeit,
insbesondere mit Angaben tiber Art und Umfang
der Titigkeit auf dem Gebiet der von den Bundes-
oder Landesfinanzbehorden verwalteten Steuern.

Die Zeugnisse/Bescheinigungen tiber die bisherige
Titigkeit miissen neben der Beschiftigungszeit
(Beginn und ggf. Ende der Titigkeit), der Art des



Anlage 6 - Steuerberater(in) -

Beschiftigungsverhiiltnisses (z. B. Angestellter, frei-
er Mitarbeiter, Beamter), der Arbeitszeit (in Zahl der
Wochenstunden) und den Angaben tiber Art und
Umfang der Titigkeit auf dem Gebiet der von den
Bundes- oder Landesfinanzbehdrden verwalteten
Steuern auch die Zeiten einer Berufsunterbre-
chung von nicht nur voriibergehender Dauer (z.B.
lingere Beurlaubung wegen des Besuchs von Lehr-
gingen, Erziehungsurlaub, lingere Krankheitszei-
ten usw.) enthalten. Bei Teilzeitbeschiftigungen
sind die vereinbarte Teilarbeitszeit (Zahl der
Wochenstunden) und die hiervon auf die Bearbei-
tung steuerlicher Angelegenheiten (Vorbehaltsauf-
gaben eines Steuerberaters, s. Abschn. A I) entfal-
lende Wochenstundenzahl anzugeben.

Bei wiederholter Antragstellung kann auf die vor-
liegenden Unterlagen Bezug genommen werden.
Neben dem ausgefiillten Antragsvordruck ist ledig-
lich eine Erginzung zum Lebenslauf einzureichen.

Fotokopien oder Abschriften von erforderlichen
Unterlagen miissen von einer Behorde oder von
einer sonstigen Stelle, die zur Beglaubigung befugt
ist, beglaubigt werden. Der Beglaubigungsvermerk
muss ein Dienstsiegel enthalten. Beglaubigungen
durch Rechtsanwilte, Wirtschaftspriifer oder Steu-
erberater reichen nicht aus.

Uber den Antrag auf Zulassung zur Steuerberater-
prifung entscheidet das Finanzministerium durch
schriftlichen Bescheid.

B. Steuerberaterpriifung

I. Die Priifung wird vor einem Priifungsausschuss
abgelegt. Sie gliedert sich in eine schriftliche und
eine miindliche Priifung (vgl. jedoch Unterab-
schnitt VI).

II. Die Priifungsgebiete ergeben sich aus § 37 Abs.
3 StBerG.

. ...

Wirtschaftspriifer und vereidigte Buchpriifer sowie
Bewerber, die die Priifung als Wirtschaftspriifer

oder vereidigter Buchpriifer bestanden haben, kon-
nen auf Antrag die Steuerberaterpriifung in ver-
kiirzter Form ablegen. Der Antrag ist mit dem
Antrag auf Zulassung zur Priifung zu stellen. Thm ist
eine Bescheinigung der zustindigen Stelle beizufii-
gen, dass der Bewerber Wirtschaftspriifer oder ver-
eidigter Buchpriifer ist oder die Priifung als Wirt-
schaftspriifer oder vereidigter Buchpriifer bestan-
den hat (§ 5 Abs. 1 DVStB).Im Ubrigen wird wegen
der verkiirzten Priifung auf § 37 aAbs. 1 StBerG und
die §§ 16 Abs. 3 und 26 Abs. 4 DVStB verwiesen.

Personen, die wegen andauernder korperlicher
Gebrechen bei der Fertigung der Aufsichtsarbeiten
behindert sind, konnen eine ihrer Behinderung
entsprechende Erleichterung fiir die Fertigung der
Arbeiten beantragen. Der Antrag ist mit dem Antrag
auf Zulassung zur Priifung zu stellen. Dabei ist die
Art der Korperbehinderung darzulegen und
grundsitzlich durch ein amtsirztliches Attest nach-
zuweisen (§ 18 Abs. 3 DVStB).

Fiir den schriftlichen Teil der Steuerberaterpriifung
werden als Hilfsmittel voraussichtlich Textausga-
ben (Loseblatt-Sammlung oder gebunden) beliebi-
ger Verlage zugelassen, die mindestens die Texte fol-
gender Gesetze einschliefllich gegebenenfalls hier-
zu erlassener Durchfithrungsverordnungen und
Richtlinien enthalten miissen: Abgabenordnung,
Finanzgerichtsordnung, Verwaltungszustellungsge-
setz, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Bewer-
tungsgesetz, Umsatzsteuergesetz, Einkommensteu-
ergesetz, Korperschaftsteuergesetz, Gewerbesteu-
ergesetz, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteu-
ergesetz, Fordergebietsgesetz, Investitionszulagen-
gesetz, Eigenheimzulagengesetz, Grunderwerbsteu-
ergesetz, Grundsteuergesetz, Biirgerliches Gesetz-
buch, Handelsgesetzbuch, Aktiengesetz, GmbH-
Gesetz, Steuerberatungsgesetz. Neben dem aktuel-
len Rechtsstand des Priifungsjahres miissen die Vor-
schriften grundsitzlich auch in der fiir das voran-
gegangene Kalenderjahr geltenden Fassung zur Ver-
fiigung stehen. Die Textausgaben diirfen weitere
Gesetzestexte und Verwaltungsanweisungen der
Finanzbehorden, nicht jedoch Leitsitze von
Gerichtsentscheidungen, Kommentierungen und
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Erliuterungen enthalten. In den Textausgaben diir-
fen Unterstreichungen und Markierungen vorge-
nommen werden, nicht jedoch weitere Anmerkun-
gen oder Eintragungen. Nihere Einzelheiten wer-
den mit der Ladung zur schriftlichen Prifung
bekannt gegeben.

IV. Die Ladungen zur schriftlichen und miindlichen
Priifung richten sich nach den §§ 17 und 26 Abs. 1
DVStB. Mit der Ladung zur mindlichen Prifung
werden die Ergebnisse der schriftlichen Priifungs-
arbeiten mitgeteilt, es sei denn, dass der Bewer-
ber/die Bewerberin nach der schriftlichen Priifung
ausdriicklich auf die Bekanntgabe der Ergebnisse
verzichtet.

V. In der miindlichen Priifung ist zunichst ein kur-
zer Vortrag (von etwa 10 Minuten Dauer) iiber ein
Thema der in § 37 Abs. 3 StBerG aufgefiihrten Prii-
fungsgebiete zu halten. Die Vorbereitungszeit hier-
fiir betrigt eine halbe Stunde. Jeder Bewerber/jede
Bewerberin erhilt drei Themen zur Wahl. Fir die
Vorbereitung des Vortrags diirfen die Gesetzestexte,
jedoch keine Textausgaben mit Richtlinien und Ver-
waltungsanweisungen benutzt werden. Nihere Ein-
zelheiten werden mit der Ladung zur miindlichen
Priifung bekannt gegeben.

VI. Die Steuerberaterpriifung ist - ohne dass es noch
einer miindlichen Priifung bedarf - nicht bestanden,
wenn die Gesamtnote (vgl. § 15 Abs. 2 DVStB) fiir
die schriftliche Prifung die Zahl 4,5 tUibersteigt (§
25 Abs. 2 DVStB). Bei Teilnahme an der miindlichen
Priifung ist die Priifung bestanden, wenn die durch
zwei geteilte Summe aus den Gesamtnoten fiir die
schriftliche und die miindliche Priifung die Zahl
4,15 nicht tibersteigt (§ 28 Abs. 1 S. 2 DVStB).

C. Eignungspriifung

Wegen der Zulassung und Priifung von Bewerbern
aus einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
oder eines Vertragsstaates des Abkommens iiber
den Europiischen Wirtschaftsraum, die ein Diplom
besitzen, das in einem anderen Mitgliedstaat oder
Vertragsstaat als Deutschland zur selbstindigen
Hilfe in Steuersachen berechtigt, wird insbesondere

auf die §§ 37 a Abs. 2 bis 4,37 b Abs. 3 StBerG und
§§ 5 Abs. 2,16 Abs. 3, 26 Abs. 4 DVStB verwiesen.

D. Bestellung als Steuerberater (vgl. § 40
StBerG und § 34 DVStB)

Nach dem 7. StBAndG ist ab dem 01.01.2001 die
Bestellung von der fiir die beabsichtigte berufliche
Niederlassung des Bewerbers/der Bewerberin 0rt-
lich zustindigen Steuerberaterkammer vorzuneh-
men. Um eine zeitnahe Abwicklung des Bestellungs-
verfahrens im Anschluss an die erfolgreich abgelegte
Steuerberaterpriifung zu gewihrleisten, sollte der
Antrag auf Bestellung als Steuerberater/in rechtzei-
tig vor dem Termin der miindlichen Priifung, keines-
falls aber vor Bestehen der schriftlichen Priifung, bei
der zustindigen Steuerberaterkammer gestellt wer-
den.

E. Gebiihren

Fiir die Bearbeitung des Antrags auf Zulassung zur
Steuerberaterpriifung ist - auch bei wiederholter
Antragstellung - eine Gebiihr von 150,- DM zu ent-
richten.

Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass mit
der Bearbeitung eines Zulassungsantrags erst begon-
nen wird, wenn die Zulassungsgebiihr eingegangen
ist. Eventuelle Versiumnisse gehen zu Lasten des
Bewerbers. Zieht der Bewerber seinen Zulassungs-
antrag nach der Entscheidung tuber den Antrag
zuriick oder nimmt er - aus welchen Griinden auch
immer - an der Priiffung nicht teil, kommt eine Erstat-
tung der Zulassungsgebiihr nicht in Betracht. Wird
der Zulassungsantrag dagegen vor der Entscheidung
iber den Antrag zuriickgenommen, wird die Hilfte
der Gebiihr erstattet (§ 164 b Abs. 2 StBerG).

Die Gebiihr fiir das Prifungsverfahren betrigt
1.000,- DM (§ 39 Abs. 2 StBerG). Sie wird mit
Bekanntgabe des Zulassungsbescheides angefordert.

F. Hinweise

Ein Wohnsitzwechsel und jede sonstige Verinderung
in den personlichen Verhiltnissen in der Zeit zwi-
schen dem Antrag auf Zulassung zur Prifung und der
miindlichen Priifung sind der fiir die Priifung zustin-
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digen Stelle unverziiglich schriftlich mitzuteilen.

Nach § 38 a StBerG und § 7 DVStB kann eine ver-
bindliche Auskunft iiber die Erfiillung einzelner
Voraussetzungen fiir die Zulassung zur Priifung
beantragt werden.

Auf Antrag erteilt die fiir die Finanzverwaltung
zustindige oberste Landesbehorde eine verbindli-
che Auskunft tiber die Erfiillung einzelner Voraus-
setzungen fiir die Zulassung zur Priifung oder fiir
die Befreiung von der Priifung.

Der Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Aus-
kunft ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck
zu stellen.

Betrifft die Auskunft eine noch nicht erfiillte Vor-
aussetzung, so ist sie nur dann verbindlich, wenn
sich der spiter verwirklichte Sachverhalt mit dem
der Auskunft zugrunde gelegten deckt.

Die Auskunft verliert ihre Verbindlichkeit, wenn die
Rechtsvorschriften, auf denen sie beruht, geindert
werden.
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Anlage 7 - Qualitätsgemeinschaft -
Qualitätsgemeinschaft
Die Mitglieder des „Arbeitskreises Berufliche Weiterbildung
der Region Köln“ verpflichten sich zur
Einhaltung der nachfolgend aufgeführten Mindestqualitätsstandards
und akzeptieren, dass Verstöße
gegen die Einhaltung der Mindestqualitätsstandards
zum Ausschluss aus dem Arbeitskreis führen
können. Sie verpflichten sich ferner, in ihren
Geschäftsunterlagen auf die Mitgliedschaft im
Arbeitskreis und ihre Verpflichtung zur Einhaltung
der Mindeststandards hinzuweisen. Sie erklären,
dass weder ihr Unternehmen noch ihre Mitarbeiter
nach der Technologie von L.Ron Hubbard arbeiten
und die Technologie von L. Ron Hubbard zur
Führung ihres Unternehmens und zur Durchführung
ihrer Weiterbildungsveranstaltungen
ablehnen.
Beschwerden von Teilnehmern über etwaige Verletzungen
der Mindestqualitätsstandards werden
von dem aus den Mitgliedern des Arbeitskreises
gewählten Qualitätssicherungs-Gremium behandelt
und sind zu richten an den
Arbeitskreis Berufliche Weiterbildung der Region
Köln
c/o Industrie- und Handelskammer zu Köln
Unter Sachsenhausen 10-26
50667 Köln
Die Industrie- und Handelskammer zu Köln unterstützt
die Weiterbildungsträger in der Funktion
einer Koordinations- bzw. Anlaufstelle. Sie bietet
den Trägern ein Forum zur Sicherung und Fortentwicklung
der von ihnen aufgestellten Mindestqualitätsstandards.
Qualitätskriterien
Überblick
1. Transparenz des Angebots
2. Dozentenqualifikation
3. Technische Ausstattung
4. Teilnehmerbefragung
5. Teilnahmebescheinigung
6. Vertragsgestaltung




